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lung ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen und bei 
Ablehnung zu begründen.

(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Aufhebung, 
Ausschluß oder Tod.

(4) Der Austritt aus der PGH kann unter Einhaltung einer 
Frist von 3 Monaten zum Ende eines jeden Quartals erklärt 
werden. Die Austrittserklärung hat schriftlich zu erfolgen und 
ist zu begründen.

(5) Die Aufhebung der Mitgliedschaft erfolgt im gegensei­
tigen Einvernehmen durch Aufhebungsvertrag. Der Aufhe­
bungsvertrag bedarf der Schriftform und der Bestätigung 
durch den Vorstand.

(6) Der Ausschluß kann bei schwerwiegender Verletzung 
der staatsbürgerlichen Pflichten oder des Statuts durch die 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Der Auszu­
schließende ist vorher zu hören. Der Ausschluß ist nur nach 
erfolglos gebliebenen Erziehungs- und Disziplinarmaßnahmen 
zulässig. Der Beschluß ist dem ausgeschlossenen Mitglied 
schriftlich mitzuteilen und zu begründen.

(7) Gegen den Beschluß der Mitgliederversammlung, in dem 
die Aufnahme eines Mitgliedes verweigert bzw. ein Mitglied 
ausgeschlossen wird, kann der Betroffene beim übergeordne­
ten Staatsorgan innerhalb von 14 Tagen Beschwerde einlegen. 
Diese Frist beginnt mit der Zustellung der schriftlich begrün­
deten Entscheidung der Mitgliederversammlung. Die Be­
schwerde hat aufschiebende Wirkung. Das übergeordnete 
Staatsorgan entscheidet unter Einbeziehung der Handwerks­
kammer nach einer Aussprache mit dem Vorstand der PGH 
und dem Beschwerdeführer über die Aufnahme bzw. den 
Ausschluß innerhalb eines Monats, Diese Entscheidung ist 
endgültig.

(8) Für Mitglieder, die aktiven Wehrdienst oder Wehr­
ersatzdienst in der Nationalen Volksarmee oder in den an­
deren bewaffneten Organen der Deutschen Demokratischen 
Republik leisten, ruht für die Dauer des Wehrdienstes die 
Mitgliedschaft. Sie haben während dieser Zeit Rechte und 
Pflichten entsprechend den Rechtsvorschriften. Mitglieder, die 
vorübergehend nicht in den PGH tätig sind (z. B. Studium), 
werden von den Rechten und Pflichten, die mit ihrer Anwe­
senheit in der PGH verbunden sind, entbunden (Ruhen der 
Mitgliedschaft).

§ 10

(1) Dfe PGH gestalten die Arbeite- und Lebensbedingungen 
der Mitglieder nach einer von der Mitgliederversammlung zu 
beschließenden Betriebsordnung. In der Betriebsordnung sind 
auch Festlegungen zur Betreuung der im RentennK v oder 
infolge Invalidität aus der PGH ausgeschiedenen Mitglieder 
zu treffen.

(2) Die Ausarbeitung der Betriebsordnung erfolgt nach den 
Rechtsvorschriften, wie sie für die Gestaltung der Arbeits­
und Lebensbedingungen der Werktätigen der volkseigenen 
Betriebe gelten. Das gilt auch für die Regelung der materiel­
len Verantwortlichkeit der Mitglieder gegenüber der PGH und 
der PGH gegenüber den Mitgliedern.

(3) Die Mitglieder der PGH haben auf der Grundlage des 
Statuts und der Betriebsordnung
— nach den Grundsätzen der sozialistischen Moral zu han­

deln, kameradschaftlich zusammenzuarbeiten und sich 
ständig politisch und fachlich weiterzubilden,

— die Arbeitsaufgaben ordnungs- und fristgemäß durchzu­
führen,

— die im Betriebsplan gestellten Aufgaben allseitig mit ho­
hem Nutzen und geringstem Aufwand zu erfüllen,

— die finanziellen Mittel und das Material sparsam zu ver- | 
wenden und Qualitätsarbeit zu leisten,

— die Arbeitszeit und die Produktionsmittel effektiv zu nut- j 
zen.

— sich an der Leitung und Planung der PGH zu beteiligen, 
an Mitgliederversammlungen regelmäßig teilzunehmen, 
Anträge einzubringen und die Organe der PGH zu wählen,

— an der Ausarbeitung der Beschlüsse der Organe der PGH 
teilzunehmen und diese gewissenhaft zu verwirklichen,

— das genossenschaftliche Eigentum zu mehren und zu 
schützen.

(4) Die Mitglieder der PGH entwickeln schöpferische In­
itiative im sozialistischen Wettbewerb, beteiligen sich an der 
Neuererarbeit und nehmen an den vielfältigen Formen der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit teil.

(5) Die Vergütung der Mitglieder der PGH erfolgt auf der 
Grundlage der durch das übergeordnete Staatsorgan bestä­
tigten Vergütungssumme nach den tarifrechtlichen Bestim­
mungen des Rahmenkollektivvertrages des jeweiligen Wirt- 
schaftszweiges/-bereiches der volkseigenen Wirtschaft. Die 
Höhe der Vergütung des Vorsitzenden ist dem übergeordne­
ten Staatsorgan zur Bestätigung vorzulegen.

§11

(1) Alle Mitglieder der PGH sind wahlberechtigt und neh­
men mit beschließender Stimme an den Mitgliederversamm­
lungen teil.

(2) Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, kön­
nen als Mitglieder der Organe der PGH gewählt werden.

§12
(1) Jedes Mitglied der PGH hat einen Anteil in Höhe von 

2 Monatsvergütungen einzubringen und haftet mit diesem 
Anteil. Grundlage ist die durchschnittliche monatliche 
Brutto-Arbeitsvergütung der ersten 12 Monate der Mitglied­
schaft. Der Anteil wird nicht verzinst.

(2) Der Anteil kann in Raten gezahlt werden. Die Raten 
müssen mindestens 3% der jeweiligen monatlichen Brutto- 
Arbeitsvergütung betragen.

(3) Lehrlinge leisten ihren Anteil nach Abschluß der Lehr­
zeit.

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft erhalten ausgeschie­
dene bzw. ausgeschlossene Mitglieder spätestens bis zum 
31. März des folgenden Jahres
— den eingezahlten Anteil abzüglich etwaiger Verluste, die 

bis zur Beendigung der Mitgliedschaft eingetreten sind, 
zurückgezahlt und

— den ihren Leistungen entsprechenden Anteil aus dem Ge­
winnausschüttungsfonds (beim Ausscheiden im Laufe des 
Jahres anteilig für die Zeit bis zum Ausscheiden) ausge­
zahlt.

(5) Scheiden Mitglieder der PGH nach Erreichen des Ren­
tenalters oder infolge Invalidität aus, so können ihnen mit 
Zustimmung der Mitgliederversammlung ihre Anteile un­
mittelbar nach der Beendigung ihrer Mitgliedschaft ausge­
zahlt werden, wenn nach sorgfältiger Einschätzung bis zu die­
sem Zeitpunkt keine Verluste eingetreten sind.

IV.
Aufgaben und Arbeitsweise der Organe der PGH

§13
(1) Organe der PGH sind

— die Mitgliederversammlung,
— der Vorstand,
— die Revisionskommission. __

(2) Die Organe der PGH sichern insbesondere
— die Erfüllung der den PGH gestellten volkswirtschaftlichen 

Aufgaben,
— die Leitung und Planung des genossenschaftlichen Repro­

duktionsprozesses nach den Grundsätzen der sozialistischen 
Betriebswirtschaft,


